
3.  BAUWEISE
 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB I.V.M. § 22 

BAUNVO
Siehe Plan.

Für die beiden Allgemeinen Wohngebiete WA 1 und 
WA 3 wird eine abweichende Bauweise festgesetzt. In 
der abweichenden Bauweise gem. § 22 Abs. 4 
BauNVO ist eine Grenzbebauung zulässig.

Für das Allgemeine Wohngebiet  WA 2 wird eine ab-
weichende Bauweise im Sinne der offenen Bauweise 
festgesetzt. Die Länge der Baukörper darf 20 m nicht 
überschreiten. Gem. § 22 Abs. 2 BauNVO sind in der 
offenen Bauweise Gebäude mit seitlichem Grenz-
abstand zu errichten. Im Bereich des WA 2 sind aus-
schließlich Einzelhäuser zulässig.

Für das Mischgebiet MI wird eine geschlossene Bau-
weise festgesetzt. In der geschlossenen Bauweise 
gem. § 22 Abs. 3 BauNVO werden die Gebäude ohne 
seitlichen Grenzabstand errichtet.

4. ÜBERBAUBARE UND NICHT ÜBERBAUBARE 
GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB 
I.V.M. § 23 BAUNVO

Siehe Plan.

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind im 
Bebauungsplangebiet durch die Festsetzung von 
Baulinien und Baugrenzen bestimmt. Gem. § 23 Abs. 2 
BauNVO muss auf der Baulinie gebaut werden. Gem. § 
23 Abs. 3 BauNVO dürfen Gebäude und Gebäudeteile 
die Baugrenze nicht überschreiten. Demnach sind die 
Gebäude innerhalb des im Plan durch Baugrenzen und 
Baulinien definierten Standortes zu errichten.

Außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen sind 
untergeordnete Nebenanlagen und Einrichtungen (§ 
14 BauNVO) zulässig, die dem Nutzungszweck der 
in dem Baugebiet gelegenen Grundstücke oder des 
Baugebietes selbst dienen und die seiner Eigenart 
nicht widersprechen. Die Ausnahmen des § 14 Abs. 2 
BauNVO gelten entsprechend. 

Das gleiche gilt für bauliche Anlagen, soweit sie nach 
Landesrecht in den Abstandsflächen zulässig sind oder 
zugelassen werden können (z. B. Stellplätze, Garagen, 
Carports).

5. HÖCHSTZULÄSSIGE ZAHL DER 
WOHNEINHEITEN JE WOHNGEBÄUDE 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 6 BAUGB Innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete (WA 1 - 3)

sind je Wohngebäude maximal 2 Wohneinheiten zuläs-
sig.

6. ÖFFENTLICHE STRASSENVERKEHRSFLÄCHE
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB Siehe Plan.

Die innerhalb des Plangebietes liegende öffentliche 
Straßenverkehrsfläche „Am Pfarrgarten“ wird im 
Bestand übernommen. 

7. VERKEHRSFLÄCHE BESONDERER 
ZWECKBESTIMMUNG; HIER: PRIVATWEG
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB Siehe Plan.

Der innerhalb des Plangebietes liegende Privatweg 
wird im Bestand übernommen.
Die Herstellung der Ver- und Entsorgungsanlagen bis 
zu dem Bereich der Straße „Am Pfarrgarten“ ist von 
den Privateigentümern zu übernehmen.

8.  ANPFLANZEN VON BÄUMEN, STRÄUCHERN 
UND SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN

 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 25 A BAUGB Ab drei Stellplätzen ist je drei Stellplätze mindestens 
ein standortgerechter Laubbaumhochstamm 
(Stammumfang 18 - 20 cm) zu pflanzen und dauerhaft 
zu erhalten.

Im Bereich der Allgemeinen Wohngebiete (WA 1 - 3) 
sind zudem die nicht überbaubaren Grundstücksflächen 
als begrünte Gartenflächen anzulegen, sofern sie 
nicht für Zufahrten, Stellplätze, Wege oder weitere 
Gestaltungselemente benötigt werden. Zulässig sind 
alle Maßnahmen, die geeignet sind, eine anspre-
chende Durchgrünung und eine harmonische und 
optisch ansprechende Einbindung in das umgeben-
de Landschafts- und Siedlungsbild zu erreichen. 
Zur Eingrünung ist je 200 qm nicht überbauter 
Grundstücksfläche mindestens 1 standortgerechter 
Laubbaumhochstamm / Stammbusch zu pflanzen, 
dauerhaft zu erhalten und bei Abgang nachzupflanzen.

Bei allen Baumpflanzungen muss grundsätzlich die 
offene oder mit einem dauerhaft luft- und wasser-
durchlässigen Belag versehene Fläche (Baumscheibe) 
mindestens 6,0 m2 betragen. Die Baumscheiben sind 
durch geeignete Maßnahmen wie z.B. die Bepflanzung 
mit bodendeckenden Kleingehölzen oder Stauden, 
Ramm-Borden, etc. vor Oberflächenverdichtung zu 
schützen. Im Falle beengter Verhältnisse sind 
Belüftungs- und Bewässerungskanäle anzulegen; die 
Pflanzgrube muss mindestens 12,0 m3 umfassen und 
1,50 m tief sein. 

Bei der Baumarten- bzw. -sortenauswahl ist die fol-
gende Pflanzliste (Vorschlagsliste) zu verwenden, 
wobei auch andere standortgerechte Bäume gepflanzt 
werden können:

• Feld-Ahorn (Acer campestre)
• Spitz-Ahorn (Acer platanoides)
• Berg-Ahorn (Acer pseudoplatanus)
• Hainbuche (Carpinus betulus)
• Sommer-Linde (Tilia platyphyllos)
• Winter-Linde (Tilia cordata)
• Silber-Linde (Tilia tomentosa)
• Platane (Platanus x acerifolia)
• Mehlbeere (Sorbus aria)
• Rosskastanie (Aesculus hippocastanum)

Bei allen Baumpflanzungen sind die Empfehlungen 
der FLL (Empfehlungen für Baumpflanzungen, Teil 1 - 
Planung, Pflanzarbeiten, Pflege, 2. Ausgabe 2015, Teil 
2 Standortvorbereitungen für Neupflanzungen, Pflanz-
gruben und Wurzelraumerweiterung, Bauweisen und 
Substrate, 2. Ausgabe 2010 sowie die Gütebestim-
mungen für Baumschulpflanzen) ebenso wie die ein-
schlägigen DIN Normen (DIN 18916 - Vegetations-
technik im Landschaftsbau, Pflanzen und 
Pflanzarbeiten) zu beachten. Die Bäume sind dauer-
haft zu sichern und Ausfälle durch gleichartige Bäume 
zu ersetzen.

Der mögliche Erhalt der besonders alten Bäume im 
Blockinnenbereich ist bei einer Überplanung zu über-
prüfen.

9. GRENZE DES RÄUMLICHEN 
GELTUNGSBEREICHES
GEM. § 9 ABS. 7 BAUGB Siehe Plan.

1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB I.V.M.
§§ 4 UND 6 BAUNVO

1.1 ALLGEMEINES WOHNGEBIET (WA 1 - 3)

 zulässig sind:

 

 ausnahmsweise zulässig sind:

 

 
 nicht zulässig sind: 

 ausnahmsweise zulässig sind:

Gem. § 4 BauNVO - Allgemeines Wohngebiet

Gem. § 4 Abs. 2 BauNVO

1. Wohngebäude,
2. nicht störende Handwerksbetriebe,
3. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und 

gesundheitliche Zwecke.

Gem. § 4 Abs. 3 BauNVO

1. Betriebe des Beherbergungsgewerbes,
2. sonstige nicht störende Gewerbebetriebe,
3. Anlagen für Verwaltungen.

Gem. § 4 Abs. 2 und 3 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 5 
BauNVO und § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO

1. die der Versorgung des Gebietes dienenden 
Läden, Schank- und Speisewirtschaften,

2. Anlagen für sportliche Zwecke,
3. Gartenbaubetriebe,
4. Tankstellen.

Gem. § 1 Abs. 10 BauNVO wird festgesetzt, dass bei 
folgendem vorhandenen Laden entgegen dem obigen 
Ausschluss von den der Versorgung des Gebietes die-
nenden Läden Änderungen, Erneuerungen und Erwei-
terungen hinsichtlich der vorhandenen baulichen und 
sonstigen Anlagen ausnahmsweise zulässig sind:

1.  Kiosk / Schreibwarengeschäft: Am Pfarrgarten 6; 
Flur 3; Flurstück 3382/130.

1.2 MISCHGEBIET (MI)

 zulässig sind:

 

 

 nicht zulässig sind:

Gem. § 6 BauNVO - Mischgebiet

Gem. § 6 Abs. 2 BauNVO

1. Wohngebäude,
2. Geschäfts- und Bürogebäude,
3. Einzelhandelsbetriebe gem. § 1 Abs. 9 BauNVO, 

Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe 
des Beherbergungsgewerbes,

4. sonstige Gewerbebetriebe,
5. Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, 

kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke.

Gem. § 6 Abs. 2 und 3 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 5 
BauNVO und § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO

1. Anlagen für sportliche Zwecke,
2. Gartenbaubetriebe,
3. Tankstellen,
4. Vergnügungsstätten im Sinne des § 4a Absatz 3 

Nummer 2 BauNVO.

Unzulässig sind weiterhin gem. § 6 Abs. 2 BauNVO 
i.V.m. § 1 Abs. 5 und 9 BauNVO Läden mit Geschäfts- 
und Verkaufsflächen für Sexartikel (Sexshops und 
Videotheken) und sonstige Gewerbebetriebe, in denen 
sexuelle Tätigkeiten gewerblich ausgeübt oder ange-
boten werden (Bordelle bzw. bordellähnliche Betriebe 
einschließlich Wohnungsprostitution und gewerbliche 
Zimmervermietung).

2. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. §§ 16-21A BAUNVO

2.1 HÖHE BAULICHER ANLAGEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 18 
BAUNVO

Siehe Plan.

Maßgebende obere Bezugspunkte der Höhen für die 
baulichen und sonstigen Anlagen sind im Bereich der 
Allgemeinen Wohngebiete (WA 1 - 3) sowie im Bereich 
des Mischgebietes (MI) die Traufhöhe (TH) sowie die 
Firsthöhe (FH). Diese werden hierbei als Maximalwert 
festgesetzt.

Bei Ausbildung eines Staffelgeschosses entspricht die 
Gebäudeoberkante der festgesetzten Firsthöhe. Die 
Gebäudeoberkante wird im Übrigen definiert durch 
den Schnittpunkt zweier geneigter Dachflächen oder 
den Schnittpunkt zwischen Außenwand und Dachhaut.

Maßgebender unterer Bezugspunkt für die maximale 
Höhe baulicher und sonstiger Anlagen innerhalb des 
Plangebietes ist die Oberkante der Erschließungsstraße 
gemessen an der straßenseitigen Gebäudemitte. 
Grenzen zwei Straßen an das Gebäude an, ist die nied-
rigere der beiden Straßenhöhen als Bezugspunkt zu 
wählen.

2.2 GRUNDFLÄCHENZAHL
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB
I.V.M. § 19 BAUNVO

Siehe Plan.

Die Grundflächenzahl (GRZ) wird gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 
BauGB i.V.m. § 19 Abs. 1 und Abs. 4 BauNVO im Be-
reich der Allgemeinen Wohngebiete (WA 1 - 3) auf 0,4, 
sowie im Bereich des Mischgebietes (MI) auf 0,6 fest-
gesetzt.

Bei der Ermittlung der Grundfläche sind die Grundflä-
chen von

1. Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten,
2. Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO,
3. baulichen Anlagen unterhalb der Gelände-

oberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich 
unterbaut wird,

mitzurechnen. 

Gemäß § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO darf die festgesetz-
te GRZ durch Garagen und Stellplätze mit ihren Zufahr-
ten, durch Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO 
und durch bauliche Anlagen unterhalb der Gelände-
oberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich 
unterbaut wird (§ 19 Abs. 4 Nr. 1 bis 3 BauNVO) bis zu 
einer GRZ von 0,6 im Bereich der Allgemeinen Wohn-
gebiete (WA 1 - 3) sowie bis zu einer GRZ von 0,8 im 
Bereich des Mischgebietes (MI) überschritten werden.

2.3 ZAHL DER VOLLGESCHOSSE 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. § 20 BAUNVO

Siehe Plan.

Die Zahl der Vollgeschosse wird gem. §  16 Abs. 2 
BauNVO und § 20 BauNVO für die Allgemeinen 
Wohngebiete (WA 1 - 3) als Höchstmaß festgesetzt.

Für das Mischgebiet MI wird die Zahl der Vollgeschosse 
gem. § 16 Abs. 2 BauNVO und § 20 BauNVO als 
Mindest- und Höchstmaß festgesetzt.

TEIL B: TEXTTEIL
FESTSETZUNGEN (GEM. § 9 BAUGB + BAUNVO)

Für die Verfahrensdurchführung und die Festsetzungen 
gelten u. a. folgende Gesetze und Verordnungen in 
den jeweils gültigen Fassungen:
• Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
08. August 2020 (BGBI. I S. 1728) (Verfahren), zu-
letzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
16. Juli 2021 (BGBI. I S. 2939) (Satzung).

• Baunutzungsverordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I 
S. 3786) (Verfahren), zuletzt geändert durch Arti-
kel 2 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBI. I S. 
1802) (Satzung).

• Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleit-
pläne und die Darstellung des Planinhalts (Plan-
zeichenverordnung - PlanzV) vom 18. Dezember 
1990 (BGBI. I S. 58), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 3 des Gesetzes vom 04. Mai 2017 (BGBl. I 
S. 1057) (Verfahren), zuletzt geändert durch Arti-
kel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBI. I S. 
1802) (Satzung).

• Gesetz über Naturschutz und Landschaftspfle-
ge (Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 
29. Juli 2009 (BGBI. I S. 2542), zuletzt geändert 
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 25. Februar 
2021 (BGBI. I S. 306) (Verfahren), zuletzt geän-
dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. August 
2021 (BGBI. I S. 3908) (Satzung).

• Bundes-Bodenschutzgesetz vom 17. März 1998 
(BGBl. I S. 502), zuletzt geändert durch Artikel 7 
des Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBl. I S. 
306).

• Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Was-
serhaushaltsgesetz - WHG) vom 31. Juli 2009 
(BGBl. I S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 3 
des Gesetzes vom 09. Juni 2021 (BGBI. I S. 1699) 
(Verfahren), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 18. August 2021 (BGBI. I S. 3901) 
(Satzung).

• Saarländische Landesbauordnung (LBO) (Art. 1 
des Gesetzes Nr. 1544) vom 18. Februar 2004, 
zuletzt geändert durch das Gesetz vom 04. De-
zember 2019 (Amtsbl. I 2020 S. 211, 760).

• § 12 des Kommunalselbstverwaltungsgesetzes 
(KSVG) des Saarlandes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 27. Juni 1997 (Amtsbl. S. 
682), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 09. Dezember 2020 (Amtsbl. I S. 1341).

• Gesetz zum Schutz der Natur und Heimat im 
Saarland - Saarländisches Naturschutzgesetz 
- (SNG) - vom 05. April 2006 (Amtsbl. 2006 S. 
726), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 
13. Februar 2019 (Amtsbl. I S. 324) (Verfahren), 
zuletzt geändert durch das Gesetz vom 12. Mai 
2021 (Amtsbl. I S. 1491) (Satzung).

• Saarländisches Denkmalschutzgesetz (SDschG) 
(Artikel 3 des Gesetzes Nr. 1946 zur Neuord-
nung des saarländischen Denkmalschutzes und 
der saarländischen Denkmalpflege) vom 13. Juni 
2018 (Amtsbl. 2018, S. 358).

• Saarländisches Wassergesetz (SWG) vom 28. Juni 
1960 in der Fassung der Bekanntmachung vom 
30. Juli 2004 (Amtsbl. S. 1994), zuletzt geändert 
durch das Gesetz vom 13. Februar 2019 (Amtsbl. 
I S. 324).

• Saarländisches Gesetz zur Ausführung des Bun-
des-Bodenschutzgesetzes (Saarländisches Boden-
schutzgesetz - SBodSchG) vom 20. März 2002 
(Amtsbl. 2002 S. 990), zuletzt geändert durch 
das Gesetz vom 21. November 2007 (Amtsbl. S. 
2393).

GESETZLICHE GRUNDLAGEN

VERFAHRENSVERMERKE

• Der Gemeinderat der Gemeinde Ensdorf hat am 
23.10.2019 die Einleitung des Verfahrens zur 
Aufstellung des Bebauungsplanes „Quartier Am 
Pfarrgarten“ beschlossen (§ 2 Abs. 1 BauGB).

• Der Beschluss, diesen Be bau ungs plan aufzustel-
len, wurde am 01.11.2019 ortsüblich bekannt 
gemacht (§ 2 Abs. 1 BauGB).

• Es wird bescheinigt, dass die im räumlichen 
Gel tungsbereich des Bebau ungs planes gelege-
nen Flurstücke hinsichtlich ihrer Grenzen und 
Bezeichnungen mit dem Liegen schaftskataster 
übereinstimmen.

• Der Bebauungsplan wird gem. §  13a BauGB 
(Bebauungspläne der Innenentwicklung) im be-
schleunigten Verfahren aufgestellt. Gem. § 13a 
Abs. 3 und 4 BauGB wird eine Umweltprüfung 
nicht durchgeführt.

• Der Gemeinderat der Gemeinde Ensdorf hat 
in seiner Sitzung am 15.07.2021 den Entwurf 
gebilligt und die öffentliche Auslegung des 
Bebauungsplanes „Quartier Am Pfarrgarten“ 
beschlossen (§  13a BauGB i.V.m. §  3 Abs.  2 
BauGB).

• Der Entwurf des Bebauungs planes, bestehend 
aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Textteil 
(Teil  B) sowie der Begründung, hat in der Zeit 
vom 02.08.2021 bis einschließlich 03.09.2021 
öffentlich ausgelegen (§  13a BauGB i.V.m. §  3 
Abs. 2 BauGB).

• Ort und Dauer der Auslegung wurden mit dem 
Hinweis, dass Stellungnahmen während der 
Auslegungsfrist von jedermann schriftlich, zur 
Niederschrift oder elektronisch per Mail abgege-
ben werden können, dass nicht fristgerecht ab-
gegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfas-
sung über den Bebauungsplan unberücksichtigt 
bleiben können, am 23.07.2021 ortsüblich be-
kannt gemacht (§ 13a BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 
BauGB).

• Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange sowie die Nachbargemeinden wurden 
mit Schreiben vom 23.07.2021 von der Aus-
legung benachrichtigt (§ 13a BauGB i.V.m. § 3 
Abs.  2 BauGB und § 4 Abs.  2 BauGB und § 2 
Abs. 2 BauGB). Ihnen wurde eine Frist bis zum 
06.09.2021 zur Stellung nahme eingeräumt.

• Während der öffentlichen Auslegung gingen 
seitens der Behörden und der sonstigen Träger 
öffentlicher Belange, der Nachbargemeinden 
sowie der Bürger Anregungen und Stellungnah-
men ein. Die Abwägung der vorgebrachten Be-
denken und Anregungen erfolgte durch den Ge-

meinderat am 14.10.2021. Das Ergebnis wurde 
denjenigen, die Anregungen und Stellungnah-
men vorgebracht haben, mitgeteilt (§  3 Abs.  2 
Satz 4 BauGB).

• Der Gemeinderat hat am 14.10.2021 den Be-
bauungsplan „Quartier Am Pfarrgarten“ als 
Satzung beschlossen (§ 10 Abs.  1 BauGB). Der 
Bebauungsplan besteht aus der Planzeichnung 
(Teil A) und dem Textteil (Teil  B) sowie der Be-
gründung.

• Der Bebauungsplan „Quartier Am Pfarrgarten“ 
wird hiermit als Satzung ausgefertigt.

 Ensdorf, den __.__.____  

 Der Bürgermeister

• Der Satzungsbeschluss wurde am 22.10.2021 
ortsüblich bekannt gemacht (§ 10 Abs. 3 
BauGB). In dieser Bekanntmachung ist auf die 
Möglichkeit der Einsichtnahme, die Vorausset-
zungen für die Geltendmachung der Verletzung 
von Vorschriften sowie auf die Rechtsfolgen der 
§§ 214, 215 BauGB ferner auf Fälligkeit und Er-
löschen der Entschädigungsansprüche gem. § 
44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB und 
auf die Rechtsfolgen des § 12 Abs. 6 KSVG hin-
gewiesen worden.

• Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebau-
ungsplan „Quartier Am Pfarrgarten“, bestehend 
aus der Plan zeich nung (Teil A) und dem Textteil 
(Teil B) sowie der Begründung, in Kraft (§  10 
Abs. 3 BauGB).

 Ensdorf, den __.__.____  

 Der Bürgermeister

PLANZEICHENERLÄUTERUNG
GELTUNGSBEREICH
(§ 9 ABS. 7 BAUGB)

WA ALLGEMEINES WOHNGEBIET
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 4 BAUNVO)

MI MISCHGEBIET (MI)
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 6 BAUNVO)

THmax

HÖHE BAULICHER ANLAGEN; HIER: ZULÄSSIGE TRAUFHÖHE ALS HÖCHSTMASS
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 18 BAUNVO)

FHmax

HÖHE BAULICHER ANLAGEN; HIER: ZULÄSSIGE FIRSTHÖHE ALS HÖCHSTMASS
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 18 BAUNVO)

GRZ 0,4 GRUNDFLÄCHENZAHL
(§ 9 ABS.1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 19 BAUNVO)

II ZAHL DER VOLLGESCHOSSE ALS HÖCHSTMASS
(§ 9 ABS.1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 20 BAUNVO)

II - III
ZULÄSSIGE ZAHL DER VOLLGESCHOSSE ALS MINDESTMASS UND HÖCHSTMASS
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 20 BAUNVO)

g
GESCHLOSSENE BAUWEISE
(§ 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB UND § 22 ABS. 3 BAUNVO)

a1

ABWEICHENDE BAUWEISE
(§ 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB UND § 22 ABS. 4 BAUNVO)

a2

ABWEICHENDE BAUWEISE, IM SINNE EINER OFFENEN BAUWEISE; MIT BEGRENZUNG DER GEBÄUDELÄNGE
(§ 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB UND § 22 ABS. 2 UND 4 BAUNVO)

E
BAUWEISE / HAUSFORM; HIER: EINZELHÄUSER
(§ 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB UND § 22 ABS. 2 BAUNVO)

BAULINIE
(§ 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB UND § 23 ABS. 2 BAUNVO)

BAUGRENZE
(§ 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB UND § 23 ABS. 3 BAUNVO)

2 WE HÖCHSTZULÄSSIGE ZAHL DER WOHNUNGEN JE WOHNGEBÄUDE
(§ 9 ABS.1 NR. 6 BAUGB)

ÖFFENTLICHE STRASSENVERKEHRSFLÄCHE MIT STRASSENBEGRENZUNGSLINIE
(§ 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB)

priv VERKEHRSFLÄCHE BESONDERER ZWECKBESTIMMUNG; HIER: PRIVATWEG
(§ 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB)

ERHALTUNG VON BÄUMEN, STRÄUCHERN UND SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN 
(§ 9 ABS. 1 NR. 25A BAUGB)

ABGRENZUNG UNTERSCHIEDLICHES MASS DER NUTZUNG; ABGRENZUNG UNTERSCHIEDLICHE NUTZUNG

BESTEHENDES GEBÄUDE, NICHT IM KATASTER ENTHALTEN

Baugebiet
Wohneinheiten je 

Wohngebäude

Zahl der Vollge-
schosse

Grundflächenzahl max. Traufhöhe

max. Firsthöhe
Bauweise,
Hausform

ERLÄUTERUNG DER NUTZUNGSSCHABLONE

• Der Bebauungsplan „Am Pfarrgarten“ wird gem. 13a BauGB aufgestellt. Die Vorschriften des § 13 BauGB 
gelten entsprechend. Damit wird gem. § 13 Abs. 3 BauGB von einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, 
von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten 
umweltbezogener Informationen verfügbar sind, sowie von der zusammenfassenden Erklärung nach § 10a 
Abs. 1 BauGB und gem. § 13 Abs. 2 BauGB von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 
1 und § 4 Abs. 1 BauGB abgesehen.

• Nach § 39 Abs. 5 Punkt 2 BNatSchG ist es verboten, Bäume, die außerhalb des Waldes und von 
Kurzumtriebsplantagen oder gärtnerisch genutzten Grundflächen stehen, Hecken, lebende Zäune, Gebüsche 
und andere Gehölze in der Zeit vom 1. März bis zum 30. September abzuschneiden, zu roden oder auf den 
Stock zu setzen.

• Sollten sich bei geplanten Rückbau- oder Rodungsmaßnahmen Hinweise auf besonders oder streng geschütz-
te Tier- und Pflanzenarten ergeben, so sind insbesondere die §§ 19 (Freistellung von der Umwelthaftung) 
und 44 (Vorschriften für national und europäisch geschützte Arten) BNatSchG zu beachten (nach gegen-
wärtigem Kenntnisstand bleiben die Bestandsgebäude erhalten).

• Hinsichtlich der klimatischen Veränderungen ist darauf zu achten, dass die Oberflächenabflüsse aufgrund 
von Starkregenereignissen einem kontrollierten Abfluss zugeführt werden. Den umliegenden Anliegern darf 
kein zusätzliches Risiko durch unkontrollierte Überflutungen entstehen. Hierfür sind bei der Oberflächenpla-
nung vorsorglich entsprechende Maßnahmen vorzusehen. Besondere Maßnahmen zur Abwehr von mögli-
chen Überflutungen sind während der Baudurchführung und bis hin zur endgültigen Begrünung und 
Grundstücksgestaltung durch die Grundstückseigentümer zu bedenken.

• Sind im Plangebiet Altlasten oder altlastenverdächtige Flächen bekannt oder ergeben sich bei späteren 
Bauvorhaben Anhaltspunkte über schädliche Bodenveränderungen, besteht gemäß § 2 Abs. 1 Saarländi-
sches Bodenschutzgesetz (SBodSchG) die Verpflichtung, die untere Bodenschutzbehörde des Landesamtes 
für Umwelt- und Arbeitsschutz zu informieren.

• Im Planbereich befinden sich Telekommunikationslinien der Telekom. Bei der Bauausführung ist darauf zu 
achten, dass Beschädigungen der vorhandenen Telekommunikationslinien vermieden werden und aus be-
trieblichen Gründen (z. B. im Falle von Störungen) der ungehinderte Zugang zu den Telekommunikationsli-
nien jederzeit möglich ist. Insbesondere müssen Abdeckungen von Abzweigkästen und Kabelschächten so-
wie oberirdische Gehäuse soweit freigehalten werden, dass sie gefahrlos geöffnet und ggf. mit 
Kabelziehfahrzeugen angefahren werden können.
Bei Konkretisierung der Planungen ist eine Planauskunft und Einweisung von der zentralen Stelle der Deut-
schen Telekom Technik GmbH Zentrale Planauskunft Südwest einzuholen.
Die Kabelschutzanweisung der Telekom ist zu beachten.

• Baudenkmäler und Bodendenkmäler sind nach heutigem Kenntnisstand von der Planung nicht betroffen. 
Auf die Anzeigepflicht von Bodenfunden und das Veränderungsverbot (§ 16 Abs. 1 und 2 SDschG) und auf 
§ 28 SDschG (Ordnungswidrigkeiten) wird hingewiesen.

• Für das Plangebiet liegen keine Luftbilder oder sonstige Unterlagen vor, die eine Kampfmittelbelastung für 
den Planungsbereich dokumentieren. Somit ist es nicht möglich, Aussagen zu möglichen Kampfmitteln im 
Bereich der geplanten Baumaßnahme zu machen. Das Vorhandensein von Kampfmitteln kann somit nicht 
ausgeschlossen werden. Sollten Kampfmittel gefunden werden, so ist über die zuständige Polizeidienst-
stelle der Kampfmittelbeseitigungsdienst unverzüglich zu verständigen.

• Im Geltungsbereich befinden sich Niederspannungs- und Straßenbeleuchtungsfreileitungen. Des Weiteren 
befinden sich Niederspannungskabel zur Versorgung einzelner Gebäude im Planungsbereich. Der nördliche 
Bereich des Plangebietes wird von einer Straßenbeleuchtungsanlage tangiert, die über Erdkabel versorgt 
wird. Die Leitungen und Kabel sind in der Planzeichnung nicht ausgewiesen. Der Schutzstreifen der Nieder-
spannungs- und Straßenbeleuchtungskabel beträgt 1 m (jeweils 0,5 m beiderseits der Leitungsachse). Die 
energis-Netzgesellschaft mbH weist darauf hin, dass eine Bebauung im Schutzsteifen bzw. unterhalb der 
Niederspannungsfreileitung nur eingeschränkt und nach den geltenden DIN-VDE-Vorschriften möglich ist. 
Grundsätzlich sind Baumaßnahmen im Bereich der Anlagen im Vorfeld mit der energis-Netzgesellschaft 
mbH abzustimmen. Der Vorhabensträger bzw. das bauausführende Unternehmen möge sich bitte vor Bau-
beginn an die Organisationseinheit B SN-SWL wenden, bzs-strom-swl@energis-netzgesell-schaft.de. Ent-
sprechende Einweisungspläne der Versorgungleitungen können über die Planauskunft, Organisationseinheit 
Netzdokumentation, zur Verfügung gestellt werden. Unter folgender Adresse sind die Einweisungspläne an-
zufordern: leitungsauskunft@energis-netzgesellschaft.de.

• Im Planbereich befinden sich Fernwärmeversorgungsleitungen der STEAG NEW ENERGIES GmbH. Die Lei-
tungen sind in der Planzeichnung nicht ausgewiesen. 
Zum Schutze der Fernheizleitungen bei Bauarbeiten im Versorgungsgebiet hat der Auftragnehmer bevorste-
hende Arbeiten der STEAG New Energies GmbH, der zuständigen Betriebsstelle, spätestens acht Arbeits-
tage vor Arbeitsbeginn schriftlich anzuzeigen, damit bei der örtlichen Einweisung die erforderlichen Sicher-
heitsauflagen bekannt gegeben und eine haftungsrechtliche Trassenübergabe erfolgen kann. In 
unmittelbarer Nähe der Fernheizleitungen und den mitverlegten Datenkabeln - Lage über den Rohrleitun-
gen - darf nur unter fachkundiger Aufsicht von eingewiesenem Personal und ausschließlich in Handschach-
tung gearbeitet werden. Bei Einsatz von Baumaschinen dürfen die Fernheizleitungen und die Datenkabel 
nicht gefährdet werden. Während der gesamten Maßnahme dürfen Rohrleitungen von Baumaschinen nur 
bei ausreichender und korrekt durchgeführter Überdeckung überfahren werden. Welches Überdeckungsma-
terial und welche Überdeckungsform zum Einsatz kommen muss, darüber wird bei der örtlichen Einweisung 
bestimmt. Wegen der Längendehnung bzw. Vorspannung der Rohrleitungen dürfen Trassenabschnitte nur 
nach Rücksprache freigelegt werden. Werden Fernheizleitungen durch Ver- oder Entsorgungsleitungen 
unterfahren, muss der in den Zwischenraum eingebrachte Boden aus verdichtungsfähigem Material eine 
gleichmäßig satte Rohrauflage gewährleisten. Auf ein sorgfältiges Unterstampfen und seitliches Anstamp-
fen der Rohre ist besonders zu achten. Beim Einsanden der Rohrleitung sind die Vorschriften des System-
herstellers einzuhalten. Die ausreichende Überdeckung der Rohrleitung ist sicherzustellen. Bei nicht ausrei-
chender Überdeckung ist eine geeignete Lastverteilung herzustellen. Der Unternehmer haftet für alle 
Schäden, die aus der Nichtbeachtung dieser Auflagen entstehen. Bei einer Beschädigung der Fernheizlei-
tung oder des Mantels ist unverzüglich die Betriebsstelle zu benachrichtigen.
Grundlegend sind bei den Bauarbeiten zu beachten, die einschlägigen Vorschriften und Bestimmungen für 
Arbeiten im Tiefbau, wie 
• Merkheft der Bauberufsgenossenschaft „Sicherung von Leitungsgräben und Baugruben“ 
• Unfallverhütungsvorschriften
Andere Versorgungsleitungen und Erdkabel müssen genügend Abstand zur Fernleitung haben. Die Ab-
stände sind bei der zuständigen Betriebsstelle zu erfragen.
Bei erdverlegten und freiverlegten Fernwärmeleitungen dürfen für die Dauer des Bestehens der Leitung und 
der dazugehörigen Bauwerke in einem Schutzstreifen von 3,00 m (je 1,50 m links und rechts der Leitung) 
keine Gebäude errichtet oder sonstige Einrichtungen vorgenommen werden die geeignet sind, den Bestand 
der Leitungen und Kabel nebst Anlagen und Anlagenteilen zu beeinträchtigen oder zu gefährden.

HINWEISE

Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit §§ 49-54 Landeswassergesetz)

• Neubauvorhaben und Erweiterungsbauten müssen im modifizierten Mischsystem entwässern.
• Das unbelastete Niederschlagswasser ist in einer Zisterne zurückzuhalten, zu nutzen und der Überlauf ge-

drosselt in den Mischwasserkanal einzuleiten.
• Für die Baugrundstücke werden daher Zisternen mit je einem Nutzvolumen von 2 m3 und einem Reten-

tionsvolumen von 4 m3 festgesetzt. Der Drosselabfluss der Zisterne wird mit 2,5 l/s festgesetzt.

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit § 85 Abs. 4 LBO)
• PKW-Stellplätze auf den privaten Grundstücken sowie deren Zufahrten ebenso wie sonstige Wege und Zu-

gänge auf den Grundstücken sind flächensparend und mit wasserdurchlässigen Materialien (z.B. Splittde-
cke, Rasengittersteinen, Rasenfugensteinen, Splittfugenpflaster usw.) zu gestalten. Auch der Unterbau ist 
entsprechend wasserdurchlässig herzustellen. Eine Vollversiegelung ist unzulässig. 

• Flächen, die nicht als Stellplätze, Zufahrten, Terrassen oder Wege benötigt werden, sind unversiegelt zu 
belassen und gärtnerisch als Zier- oder Nutzgarten anzulegen. Großflächig mit Steinen bedeckte Flächen, 
auf denen hauptsächlich Steine zur Gestaltung verwendet werden und Pflanzen nicht oder nur in geringer 
Zahl vorkommen (Schottergärten), sind im Bereich dieser Freiflächen nicht zulässig. Wasserdichte oder nicht 
durchwurzelbare Materialien (z.B. Folien, Vlies) sind nur zur Anlage von dauerhaft mit Wasser gefüllten 
Flächen zulässig. Mineralische Splittabdeckungen für z.B. trockenresistente und insektenfreundliche Beete 
oder Gartenanlagen ohne zusätzliches Vlies und Folie sind erlaubt.

Dach:
• Innerhalb des Plangebietes sind Sattel-, Zelt- und Walmdächer zulässig. Flachdächer und flachgeneigte 

Dächer sind unzulässig, können jedoch ausnahmsweise zugelassen werden, sofern eine Dachbegrünung 
stattfindet. Lediglich untergeordnete Nebenanlagen sowie Garagen dürfen mit Flachdächern und flachge-
neigten Dächern errichtet werden.

• Die Dacheindeckung ist - sofern keine Dachbegrünung vorgenommen wird - mit kleinformatigen Tonziegeln 
bzw. tonfarbigen Betondachsteinen vorzunehmen. Außerdem sind Eindeckungen mit Natur- und Kunst-
schiefer möglich. Dacheindeckungen sind ausschließlich in den Farben rot bis rotbraun oder grau bis anth-
razit zulässig. Dacheindeckungen in glänzenden / reflektierenden Materialien sind unzulässig.

• Die Installation von Anlagen zur Nutzung solarer Energie auf den Dachflächen ist zulässig.

Fassaden:
• Fassadenverkleidungen aus glänzenden / reflektierenden Materialien sind unzulässig.
• Bei der Farbgebung der Gebäude sind grelle, also auffallende, hervorstechende und stark kontrastreiche 

Farben sowie gesättigte Farbtöne unzulässig.
• Fassaden können zwecks naturschutzfachlicher Aufwertung und Verbesserung des Mikroklimas begrünt 

werden.

Stellplätze, Garagen und Carports:
• Je Wohneinheit sind 1,5 Stellplätze auf dem Privatgrundstück zu errichten.
• Der Abstand von Garagen bzw. Carports zur Straßenverkehrsfläche muss mind. 5,00 m betragen.

Nebengebäude/-anlage:
• Nebengebäude müssen sich hinsichtlich Baumasse und Baugestaltung den Hauptgebäuden unterordnen.

Einfriedungen:
• Innerhalb des Plangebietes sind im Bereich zwischen der vorderen Baugrenze und der Straßenbegrenzungs-

linie geschlossene Einfriedungen bis maximal 0,60 m und offene Einfriedungen bis zu einer maximalen 
Gesamthöhe der Einfriedung von 1,20 m zulässig.

• Abfall- und Wertstoffbehälter sind im Gebäude oder in vom Straßenraum aus nicht einsehbaren Konstruk-
tionen unterzubringen.

Werbeanlagen:
• Vorschriften bzgl. der Gestaltung von Werbeanlagen und Warenautomaten sind der „Satzung über beson-

dere Anforderungen an Werbeanlagen und Warenautomaten“ der Gemeinde Ensdorf zu entnehmen.
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Die Katastergrundlage ist im Original bestätigt.
Stand Kataster: 07.08.2019

Die digitale Liegenschaftskarte entstand durch manuelles Digitalisieren der analogen Liegenschaftskarte. Durch 
Transformationsberechnungen wurde eine blattschnittfreie und homogene Liegenschaftskarte erzeugt. Demzufolge 
kann die Genauigkeit der digitalen Liegenschaftskarte auch nur der Genauigkeit der zugrunde gelegenen, analogen 
Liegenschaftskarte entsprechen. Werden aus der digitalen Liegenschaftskarte Koordinaten entnommen, muss für 
jede weitere Verwendung beachtet werden, dass die Genauigkeit im besten Falle die der grafischen Koordinaten 
(Präsentationskoordinaten) entspricht. Auch sonstige Maße (Spannmaße), die aus der digitalen Liegenschaftskarte 
abgeleitet werden, sind unter diesem Gesichtspunkt zu beurteilen.
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